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1. Rahmenbedingungen, Ausgangspunkte

2. Analyse der Beteiligungslandschaft 

3. Entwurf des „Görlitzer Modells der 
Bürgerschaftlichen Beteiligung“

4. Ausblick



29.11.2013Joachim Schulze 4

•Wichtiger Programmpunkt im Wahlkampf 
von OB Deinege 2012

•Stadtratsbeschluss im Januar 2013: 

•„Umfassendes Konzept der mitgestaltenden 
Bürgerbeteiligung“
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Ziele: 
•BürgerInnen sollen effektiv und kontinuierlich über 

wichtige Projekte und anstehende Entscheidungen 
informiert werden

•BürgerInnen sollen sich intensiv und relevant ins 
Gemeinwesen und Entscheidungen einbringen

•Verwaltung soll bei bürgernäherem Arbeiten unterstützt 
werden

•Der Erarbeitungsprozess des Konzepts selbst soll mit 
bürgerschaftlicher Beteiligung erfolgen



29.11.2013Joachim Schulze 6

 Einwohnerzahl

Wie detailliert sind die Konzepte?

 Resonanz der Bürgerschaft

Welche Methoden wurden eingesetzt?

!!! Vermittlungsproblematik der Materialfülle !!!
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 Zugriff von Kernmatrix auf Vertiefungstabellen

 Zugriff von Vertiefungstabellen auf wichtige 

Dokumente (z.B. PDFs zu Konzepten und 

Satzungen, sowie Bildern)

 Zugriff von Vertiefungstabellen auf wichtige 

Internetseiten der Referenzstädte
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seit 27.03.2013 sind Informationen zum Projekt auf der Stadt Homepage

verfügbar, diese sollen kontinuierlich aktualisiert werden.
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1) Beteiligung als Prinzip ist unabhängig von der Größe der 

Stadt (Beteiligung in Stadtteilen, Dörfern, Gemeinden, 

Kleinstädten, mittleren Städten und Großstädten)

2) Sehr breites Spektrum von erprobten Methoden der 

Beteiligung in deutschen Städten

3) Es gibt nicht „das“ Konzept der Beteiligung = ortspezifische

und bedürfnisorientierte Konzepte entwickeln !
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4) Zwingend erforderlich: zentrale  (qualifiziert 

besetzte) Anlauf- und Koordinierungsstelle

in der Verwaltung.

5) Vor-Ort-Veranstaltungen durch externe 

Moderation begleiten (bei Konflikt-Themen)
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6) Primäre Erfolgsfaktoren:

- deutliches Bekenntnis von Schlüssel-

personen aus Politik und Verwaltung zum 

Vorhaben „Beteiligung“

- nachhaltiges Engagement von Repräsen-

tanten der Bürgerschaft

7) Beteiligung der NutzerInnen bereits an der 

Konzeptentwicklung
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8) Intensive Öffentlichkeitsarbeit und 

Kommunikation über Medien und im direkten 

Kontakt

9) Transparente und übersichtliche Regeln

für Strukturen und Prozesse der Beteiligung      

(nicht überkomplex !)

10) Viele Ansätze (Konzepte anderer Städte) 

der bürgerschaftlichen Beteiligung sind noch in 

der Erprobungsphase.
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11) Selbstverpflichtung von StadträtInnen, 

in den Prozessen der Beteiligung zurück-

haltend zu agieren und nichtorganisierten 
BürgerInnen den Vorrang zu lassen. 

(Bsp. „LiquidFriesland“)

 „Bürgerschaftliche Beteiligung“ soll kein 
weiterer Einflusskanal für die bereits im 
Stadtrat präsenten politischen Kräfte sein.
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12) Ergebnisse der bürgerschaftlichen 

Beteiligung müssen nachweisbar in den 

Abwägungsprozess einfließen und ernst 

genommen / abgewogen werden.

13) Die Entscheidungshoheit liegt immer 

beim Stadtrat - Ausnahme sind Stadtteilfonds.

14) Entscheidungen im Abwägungsprozess 

müssen offengelegt werden = Rechenschaft.
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15) Von entscheidend hoher Bedeutung ist der 

weitest mögliche Zugang zu Informationen                            

(z.B. über eine Informationsfreiheitssatzung).

16) Unverzichtbare Qualitätskriterien im Verlauf 

sind Transparenz der Vorgänge und Bereitstellung 

aller nötigen Informationen.
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Beteiligung an der Aufstellung des 

Haushaltes

= Beteiligung der Bürgerschaft an der 

Lenkung von Finanzströmen 

(Haushaltsmittel, Stadtteilfonds)
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Vorhabenbezogene Beteiligung

Beteiligung der BürgerInnen an Vorhaben der Stadt Görlitz:

Für jede Beschlussfassung ist im Vorfeld zu klären, ob und 

falls „Ja“ welche Form der Bürgerbeteiligung erfolgen soll.

(Verwaltung schlägt vor, Stadtrat diskutiert und entscheidet)
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Stadtteil- und Ortschaftsbezogene Beteiligung

-richtet sich speziell an die Bedürfnisse und Themen 

der BürgerInnen eines Ortsteils / Stadtteils

-eine Aufteilung der Gesamtstadt in Beteiligungs-

räume ist erforderlich (erster Entwurf liegt vor)
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•Die bestehenden Ortschaften bilden 
eigenständige Beteiligungsräume 

•Größe der Räume zwischen unter 2.000 
und knapp über 7.000 Einwohner

•„Stadtteilbudget“ = Ein (1) Euro/Jahr 
/Einwohner

•Projekte im unmittelbaren Lebensumfeld
•Noch zu klären: Form der Selbst-
organisation im BT-Raum
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Zielgruppen (ZG) mit eigenen Bedürfnissen und u.U. 
spezifischen Beteiligungszugängen, z.B.
- Junge Menschen
- Familien
- Alte Menschen
- Generationsverknüpfende Partizipation
Identifizierung der ZG als Ergebnis eines eigenständigen 
Beteiligungsformates! 
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•Diskussion eines vom Oberbürgermeister 
vorzulegenden Konzeptentwurfes in den 
Ortschaftsräten, Ausschüssen und im 
Stadtrat mit erneuter Beauftragung

• Ausarbeitung der erforderlichen Satzungen 
etc. (2014)

•Umfassender Informations- und 
Diskussionsprozess des Vorhabens mit der 
Bürgerschaft (2014)

•Überarbeitung des Konzepts
•Sukzessive Einführung ab 2015
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Beteiligungsmodell im Überblick („Tempel“)


